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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol erkennt durch seinen Richter Mag. Spielmann über die 

Beschwerde der AA GmbH, Adresse 1, **** Z, vertreten durch BB Rechtsanwälte, Adresse 2, 

gegen den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Y vom 24.01.2022, Zahl ***, betreffend 

eines Entschädigungsverfahrens nach dem Epidemiegesetz  1950 (EpiG), 

 

zu Recht: 

 

1. Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

 

2. Die ordentliche Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

 

 

I. Verfahren: 

 

Die Beschwerdeführerin ist Betreiberin des Gastronomie- und Beherbergungsbetriebs CC in 

**** Z. Dieser Mischbetrieb hat im Zeitraum vom 13.03.2020 bis zum 25.03.2020 einen 

Verdienstentgang infolge von Betriebsbeschränkung nach § 20 EpiG erlitten, die auf die 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y über verkehrsbeschränkende Maßnahmen nach 

dem EpiG für alle Gemeinden des Bezirks Y (Amtsblatt für Tirol vom 14.03.2020, Bote für Tirol 

Nr 119/2020) zurückzuführen sind. Mit Spruchpunkt 1. des angefochtenen Bescheides wurde 

der Beschwerdeführerin für diesen Verdienstentgang eine Vergütung in Höhe von € 212.883,27 

gemäß 32 EpiG zuerkannt. 

 

Das Mehrbegehren der Beschwerdeführerin für den Beherbergungsbetrieb für den Zeitraum 

vom 26.03.2020 bis zum 30.04.2020 wurde hingegen mit Spruchpunkt 2. abgewiesen, da  

1. sich die Verordnungen der Bezirkshauptmannschaft Y betreffend Maßnahmen gegen das 

Zusammenströmen größerer Menschenmengen nach dem EpiG (Amtsblatt für Tirol vom 
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11.03.2020 und 03.04.2020, Bote für Tirol Nr 118/2020 und 196/2020) auf § 15 EpiG 

gestützt hätten und dafür kein Vergütungsanspruch nach § 32 EpiG zustehe, 

2. die Betriebsbeschränkung ab dem 26.03.2020 auf die nach § 2 Z 2 COVID-19-

Maßnahmengesetz (COVID-19-MG) erlassene Verordnung des Landeshauptmanns vom 

25.03.2020 (LGBl Nr 38/2020) zurückzuführen sei und das COVID-19-MG im 

Unterschied zum EpiG keinen Anspruch auf Entschädigung vorsehe, 

3. sich die Verordnungen der Bezirkshauptmannschaft Y über verkehrsbeschränkende 

Maßnahmen für die Bewohner sämtlicher Ortschaften im Bezirk Y bzw für die Gemeinden 

im X und in der Gemeinde W nach dem EpiG (Amtsblatt für Tirol vom 14.03.2020 und 

15.03.2020, Bote für Tirol Nr 128/2020 und 137/2020) auf § 24 EpiG gestützt hätten 

und juristische Person in diesem Zusammenhang keinen Verdienstentgang nach § 32 

Abs 1 Z 7 EpiG geltend machen könnten, und 

4. ab dem 28.03.2020 mit den Verordnungen der Bezirkshauptmannschaft Y vom 

27.03.2020 und 11.04.2020 (Amtsblatt für Tirol vom 28.03.2020 und 11.04.2020, Bote 

für Tirol Nr 186/2020 und 235/2020) verkehrsbeschränkende Maßnahmen aufgrund des 

§ 2 Z 3 des COVID-19-MG gegolten hätten, für die kein Anspruch auf Entschädigung 

vorgesehen sei. 

 

Dagegen richtet sich die fristgerechte Beschwerde vom 14.02.2022, die sich im Wesentlichen 

auf die verkehrsbeschränkenden Maßnahmen, die aufgrund § 24 EpiG und § 2 Z 3 COVID-19-

MG verfügt wurden, stützt. Die Beschwerdeführerin bringt zusammengefasst vor, dass auch 

juristische Person einen Vergütungsanspruch nach § 32 Abs 1 Z 7 EpiG in Zusammenhang mit 

verkehrsbeschränkenden Maßnahmen gemäß § 24 EpiG hätten. Außerdem könnten die 

Verordnungen über verkehrsbeschränkende Maßnahmen ab dem 28.03.2020 nicht auf § 2 Z 3 

COVID-19-MG gestützt werden, sodass sie als Verordnungen iSd § 24 EpiG anzusehen seien. 

 

 

II. Rechtslage: 

 

Epidemiegesetz 1950 (EpiG), BGBl Nr 186/1950 idF BGBl I Nr 69/2023: 

 

„Wirksamkeit des Gesetzes. 

§ 50. (…) 

(37) Auf Sachverhalte, die sich vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl I Nr. 69/2023 

ereignet haben, sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 195/2022 weiterhin anzuwenden.“ 

 

Epidemiegesetz 1950 (EpiG), BGBl Nr 186/1950 idF BGBl I Nr 195/2022: 

 

„Vergütung für den Verdienstentgang. 

§ 32. (1) Natürlichen und juristischen Personen sowie Personengesellschaften des 

Handelsrechtes ist wegen der durch die Behinderung ihres Erwerbes entstandenen 

Vermögensnachteile dann eine Vergütung zu leisten, wenn und soweit 

1. sie gemäß §§ 7 oder 17 abgesondert worden sind, oder 

2. ihnen die Abgabe von Lebensmitteln gemäß § 11 untersagt worden ist, oder 
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3. ihnen die Ausübung einer Erwerbstätigkeit gemäß § 17 untersagt worden ist, oder 

4. sie in einem gemäß § 20 im Betrieb beschränkten oder geschlossenen Unternehmen 

beschäftigt sind, oder 

5. sie ein Unternehmen betreiben, das gemäß § 20 in seinem Betrieb beschränkt oder 

gesperrt worden ist, oder 

6. sie in Wohnungen oder Gebäuden wohnen, deren Räumung gemäß § 22 angeordnet 

worden ist, oder 

7. sie in einem Epidemiegebiet, über das Verkehrsbeschränkungen gemäß § 24 verhängt 

worden sind, aufhältig sind oder Beschränkungen hinsichtlich des Betretens 

unterworfen sind, 

und dadurch ein Verdienstentgang eingetreten ist.“ 

(…) 

(2) Die Vergütung ist für jeden Tag zu leisten, der von der in Abs. 1 genannten behördlichen 

Verfügung umfaßt ist.“ 

 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y vom 11.03.2020 betreffend Maßnahmen gegen das 

Zusammenströmen größerer Menschenmengen nach dem EpiG, Amtsblatt für Tirol vom 

11.03.2020, Bote für Tirol Nr 118/2020: 

 

„Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 

37/2018, in Verbindung mit der Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, 

Gesundheit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige übertragbare Krankheiten 

2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 

(„2019 neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt verordnet: 

 

§ 1 

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epidemiegesetzes 1950, die ein 

Zusammenströmen von mehr als 500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien 

oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen Raum mit sich bringen, werden 

untersagt. 

§ 2 

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemiegesetzes 1950, insbesondere solche, 

die in Betrieben, Unternehmen, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen Betrieb, 

Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken oder in touristischen Einrichtungen und 

Sehenswürdigkeiten abgehalten werden sollen. Davon nicht erfasst sind jedenfalls 

Zusammenkünfte allgemeiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörperschaften des 

öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen Verwaltung, der Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes, des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feuerwehr, in 

Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesundheitsversorgung, im Zusammenhang mit der 

Befriedigung der Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhandel, 

Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen hauptsächlich zugelassen für die 

Verabreichung von Speisen, usw.), nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit 

in Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche Personenverkehr sowie der 

unmittelbar zum Betrieb gehören den Einrichtungen und Anlagen. 

(…) 

§ 4 
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Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit 3. April 2020, 

12.00 Uhr, außer Kraft.“ 

 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y vom 03.04.2020 betreffend Maßnahmen gegen 

Zusammenkünfte größerer Menschenmengen nach dem EpiG, Amtsblatt für Tirol vom 

03.04.2020, Bote für Tirol Nr 196/2020: 

 

„Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 

16/2020, in Verbindung mit der Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, 

Gesundheit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige übertragbare Krankheiten 

2020, BGBl. II Nr.15/2020, wird zur Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 

(„2019 neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) unbeschadet der Verordnung BGBl. II 

Nr. 98/2020, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 108/2020 verordnet: 

 

§ 1 

(1) Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epidemiegesetzes 1950, die ein 

Zusammenströmen von mehr als 500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien 

mit sich bringen, werden untersagt. Zusammenkünfte von mehr als fünf Personen in einem 

geschlossenen Raum werden untersagt, soweit es sich nicht um Personen handelt, 

die im gemeinsamen Haushalt leben. 

(2) Als Veranstaltungen im Sinne des Abs. 1 gelten insbesondere auch Eheschließungen (PStG 

2013, 2. Abschnitt) und die Begründung eingetragener Partnerschaften (PStG 2013, 3. 

Abschnitt). Bei solchen Veranstaltungen dürfen höchstens fünf Personen anwesend sein. 

(3) Begräbnisse dürfen nur im engsten Familienkreis mit einer Teilnehmerzahl von insgesamt 

höchstens zehn Personen stattfinden. 

 

§ 2 

Von § 1 Abs. 1 nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte 

1. allgemeiner Vertretungskörper, 

2. von Organen von Gebietskörperschaften, 

3. von Organen von Körperschaften öffentlichen Rechts, 

4. im Rahmen der öffentlichen Verwaltung, 

5. der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, 

6. des Österreichischen Bundesheeres, 

7. der Rettungsorganisationen, 

8. der Feuerwehr, 

9. zur Kinderbetreuung, 

10. nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, 

11. zu beruflichen Tätigkeiten, 

12. in Massenbeförderungsmitteln, 

13. in den in § 2 der Verordnung BGBl. II Nr. 96/2020 in der Fassung BGBl. II Nr. 110/2020 

genannten Betrieben. 

(…) 

§ 5 
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Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf des 13. 

April 2020 außer Kraft.“ 

 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y über verkehrsbeschränkende Maßnahmen nach 

dem EpiG für die Gemeinden im X und die Gemeinde W, Amtsblatt für Tirol vom 14.03.2020 

und 15.03.2020, Bote für Tirol Nr 128/2020: 

 

„Um eine geordnete Rückkehr der Gäste in die Heimatländer sicherstellen zu können, den 

Verbleib einer relevant großen Menschenmenge in den Hotspot - Gebieten zu unterbinden und 

gleichzeitig aber eine mögliche zusätzliche Verbreitung der SARS-CoV-2 durch Heimreisen bzw. 

in den Gemeinden einzudämmen, werden für das X, darunter zählen die Gemeinden Galtür, Z, 

Kappl und See sowie für die Gemeinde W am Arlberg nachstehende Anordnungen getroffen. 

Die Bezirkshauptmannschaft Y verordnet als zuständige Behörde gemäß § 24 Epidemiegesetz 

in der geltenden Fassung folgende Maßnahmen zum Schutz vor der Weiterverbreitung des 

Corona-Virus (SARS-CoV-2): 

 

§ 1 

a) Die Zu- und Abfahrt ins X und nach W am Arlberg wird mit Ausnahme der unter lit. b 

angeführten Bestimmung verboten. Dieses Verbot gilt insbesondere für das Personal der 

Tourismusbetriebe und für Gäste aus Österreich. Davon ausgenommen werden (Einsatz-) 

Fahrten der Blaulichtorganisationen, allgemeine Versorgungsfahrten (z.B. 

Lebensmitteltransporte) und Dienstleistungen im Bereich der Daseinsvorsorge (z.B. 

Straßendienst, Müllabfuhr, Dienstleistungsbetriebe, öffentlicher Verwaltungsdienst, 

öffentlicher Kraftfahrlinienverkehr), Fahrten zur Erfüllung der täglichen Bedürfnisse und 

Fahrten zur Aufrechterhaltung der Gesundheitsfürsorge, sowie Alten- und Krankenpflege und 

individuelle unaufschiebbare Fahrten (z.B. Dialysepatient etc.). 

b) Sonderregelung für Urlaubsgäste aus dem Ausland: Das gesamte X und die Gemeinde W a. 

A werden insofern verkehrsbeschränkt, als für ausländische Gäste die Abfahrt aus den 

betroffenen Gebieten (X und die Gemeinde W) nur mehr kontrolliert und nur mehr unter 

bestimmten Voraussetzungen möglich sein wird. Im Rahmen der Regelung für das 

Abreisemanagement ist für jeden abreisenden Gast aus dem X oder der Gemeinde W in das 

Ausland das beiliegenden Formular mit den wesentlichen Kontaktdaten auszufüllen und an den 

Kontrollpunkten der Exekutive vorzuweisen. 

(…) 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tag der Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinden sowie der 

Bezirksverwaltungsbehörde in Kraft und mit Ablauf des 28. März 2020 außer Kraft“ 

 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y über verkehrsbeschränkende Maßnahmen nach 

dem EpiG für die Gemeinden im X und die Gemeinde W, Amtsblatt für Tirol vom 15.03.2020, 

Bote für Tirol Nr 137/2020: 

 

„Zum Schutz der Bevölkerung vor einer Weiterverbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) 

werden unter Gewährleistung der Versorgungssicherheit und des freien Warenverkehrs für alle 

Gemeinden des Bezirkes Y nachstehende Verkehrsbeschränkungen unter Berücksichtigung von 

Ausnahmen angeordnet. 
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Die Bezirkshauptmannschaft Y verordnet als zuständige Behörde gemäß §§ 6 iVm 24 

Epidemiegesetz 1950 in der geltenden Fassung folgende Maßnahmen zum Schutz vor der 

Weiterverbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) 

 

§ 1 

Österreichische Staatsbürger und Staatsangehörige anderer Staaten, die nicht über einen 

Haupt- oder Nebenwohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Tirol verfügen, haben den Bezirk, 

bzw. aufgrund der korrespondierenden Verordnungen in allen Bezirken Tirols, das 

Landesgebiet Tirol unverzüglich zu verlassen, sofern sie nicht einer beruflichen Tätigkeit zur 

Aufrechterhaltung von kritischer Infrastruktur oder der Versorgungssicherheit nachgehen. 

Dieser Absatz gilt nicht für die Gemeinden im X und für die Gemeinde W. Österreichischen 

Staatsbürgern und Staatsangehörigen anderer Staaten, die über einen Haupt- oder 

Nebenwohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Tirol verfügen und sich im Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieser Verordnung nicht in Tirol aufhalten, ist die Einreise zu gestatten. Dies gilt 

auch für Personen, die in Tirol einer beruflichen Tätigkeit zur Aufrechterhaltung von kritischer 

Infrastruktur oder der Versorgungssicherheit nachgehen 

 

§ 2 

Das Verlassen des eigenen Wohnsitzes wird Personen, die ihren Haupt- oder Nebenwohnsitz 

oder gewöhnlichen Aufenthalt in Tirol haben, mit Ausnahme von triftigen Gründen zur Deckung 

von Grundbedürfnissen verboten. Triftige Gründe zur Deckung von Grundbedürfnissen, die ein 

Verlassen des eigenen Wohnsitzes rechtfertigen, sind die Ausübung beruflicher Tätigkeiten, die 

Inanspruchnahme medizinischer und veterinärmedizinischer Versorgungsleistungen (z.B. 

Arztbesuch, medizinische Behandlungen, Therapie), Handlungen zur Versorgung der 

Grundbedürfnisse (z.B. Lebensmitteleinkauf, Gang zur Apotheke oder zum Geldautomat, 

Besuch bei Alten, Kranken oder Menschen mit Einschränkungen in ihrem jeweiligen privaten 

Bereich) und Handlungen zur Versorgung von Tieren. Diese triftigen Gründe sind im Falle von 

Kontrollen durch die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes glaubhaft zu machen. 

(…) 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tag der Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinden sowie der 

Bezirksverwaltungsbehörde in Kraft und mit Ablauf des 22. März 2020 außer Kraft.“ 

 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y vom 27.03.2020 nach § 2 Z 3 des COVID-19-MG, 

Amtsblatt für Tirol vom 28.03.2020, Bote für Tirol Nr 186/2020: 

 

„Auf Grund von § 2 Z 3 des Covid-19-Maßnahmengesetzes, BGBl I Nr. 12/2020, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird verordnet: 

 

§ 1 

(1) Die Zufahrt in das und die Abfahrt aus dem X sowie nach und aus W werden verboten. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für: 

a) (Einsatz-) Fahrten der Blaulichtorganisationen, 

b) Allgemeine Versorgungsfahrten durch Zulieferer (z.B. Lebensmitteltransporte) und Fahrten 

zur Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Daseinsvorsorge (z.B. Straßendienst, 

Müllabfuhr, Dienstleistungsbetriebe, öffentlicher Verwaltungsdienst, öffentlicher 
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Kraftfahrlinien- und Schienenverkehr) und im Bereich der versorgungskritischen öffentlichen 

Infrastruktur (z.B. Strom- und Wasserversorgung) sowie Fahrten, die zur Abwendung von 

Schäden unbedingt notwendig und unaufschiebbar sind, 

c) Fahrten zur Aufrechterhaltung der Gesundheitsfürsorge und Alten- und Krankenpflege, 

insbesondere individuell unaufschiebbare Fahrten (z.B. Dialyseversorgung, Bestat- 

tung nächster Angehöriger), 

d) vorab im Einzelfall von der Behörde genehmigte, organisierte, von den Organen des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes eskortierte, im Rahmen der kontrollierten Abreise (Abs. 4) 

erfolgende Gruppen-Repatriierungen und ebensolche Einzelfahrten von ausländischem 

Personal der Tourismusbetriebe und ausländischen Urlaubsgästen, sofern der Bundesminister 

für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz und der Bundesminister für 

europäische und internationale Angelegenheiten dem jeweils zugestimmt haben und der 

jeweilige Heimatstaat oder jener Staat, in dem der Ausreisende seinen Wohnsitz hat, die 

Rücknahme dieser Personen jeweils zugesagt hat, 

e) vorab im Einzelfall von der Behörde genehmigte, organisierte und von den Organen des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes eskortierte, im Rahmen der kontrollierten Abreise (Abs. 4) 

erfolgende Gruppenheimfahrten und vorab im Einzelfall von der Behörde genehmigte, im 

Rahmen der kontrollierten Abreise (Abs. 4) erfolgende Einzelfahrten von Personen, die in 

Österreich gemeldet sind, nicht jedoch solchen mit Hauptwohnsitz im X oder in W, der bereits 

vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung bestanden hat, sofern der Bundesminister für 

Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz und der Bundesminister für Inneres dem 

jeweils zugestimmt haben und die Bezirkshauptmannschaft Y als zuständige 

Gesundheitsbehörde erster Instanz das Einvernehmen mit der zuständigen 

Gesundheitsbehörde am Hauptwohnsitz des Ausreisenden hergestellt hat. 

(3) Die Abfahrt aus dem X und aus W gemäß Abs. 2 lit. d) und e) ist nur dann zulässig, wenn 

sichergestellt ist, dass ab dem Zeitpunkt der kontrollierten Abreise (Abs. 4) das Landesgebiet 

unverzüglich, spätestens jedoch am selben Tag ohne Zwischenstopp auf der kürzest möglichen 

Route verlassen wird. Dies gilt insbesondere für Personen, die in weiterer Folge auf dem 

Luftweg weiterreisen. 

(4) Für die in Abs. 2 lit. d) und e) angeführten Fahrten werden das gesamte X und die Gemeinde 

W insofern verkehrsbeschränkt, dass für alle abreisenden Personen die Abfahrt nur mehr 

kontrolliert unter Einhaltung der jeweiligen Regelungen für das Abreisemanagement zulässig 

ist. Dazu zählt für jede im Rahmen einer Fahrt gemäß Abs. 2 lit. d) und e) abreisende Person 

insbesondere die Verpflichtung, ein Formular nach dem Muster der Anlage mit den 

wesentlichen Kontaktdaten auszufüllen. Das ausgefüllte Formular ist an den Kontrollpunkten 

den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes vorzuweisen und verbleibt während der Fahrt 

beim Ausreisenden. Sofern der Ausreisende einen Wohnsitz im Bundesgebiet hat, ist eine Kopie 

des Formulars der zuständigen Gesundheitsbehörde am Hauptwohnsitz des Ausreisenden 

unverzüglich zu übermitteln. Sofern der Ausreisende seinen Wohnsitz im Ausland hat, ist eine 

Kopie des Formulars der diplomatischen Vertretungsbehörde des jeweiligen Heimatstaates 

unverzüglich zu übermitteln. Für die in Abs. 2 lit. d) und e) angeführten Fahrten gilt, dass 

gegenüber anderen Personen ein Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten ist. Dieser 

Mindestabstand darf nur unterschritten werden, wenn durch entsprechende 

Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko minimiert werden kann oder wenn es sich um Personen 

handelt, die im gemeinsamen Haushalt leben. 

(5) Abs. 2 lit. d) und e) gilt nicht für: 
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a) Personen, die mit Bescheid gemäß § 7 Epidemiegesetz 1950 abgesondert wurden, für die 

Dauer der Absonderung. Nach Aufhebung der Maßnahme ist diesen Personen die Ausreise nur 

nach Maßgabe der Bestimmungen der Abs. 2 lit. d) und e) 3 und 4 gestattet. 

b) Personen, die, ohne durch Bescheid abgesondert zu sein, Krankheitssymptome von COVID-

19 aufweisen. Diese Personen haben darüber unverzüglich die Bezirkshauptmannschaft Y als 

zuständige Gesundheitsbehörde zu verständigen. 

(…) 

§ 4 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf des 13. 

April 2020 außer Kraft.“ 

 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y vom 11.04.2020 nach § 2 Z 3 des COVID-19-MG, 

Amtsblatt für Tirol vom 11.04.2020, Bote für Tirol Nr 235/2020: 

 

„Auf Grund des § 2 Z 3 des Covid-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. I Nr. 12/2020, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 23/2020, wird verordnet: 

 

Artikel 1 

Die Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Y vom 27. März 2020, Bote für Tirol Nr. 

186/2020, wird wie folgt geändert. 

1. § 1 Abs. 2 lit. b) hat zu lauten: 

"b) Allgemeine Versorgungsfahrten durch Zulieferer (z.B. Lebensmitteltransporte), 

notwendige Warentransporte für ortsansässige Unternehmen durch nicht ortsansässige 

Unternehmen und Fahrten zur Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der 

Daseinsvorsorge (z.B. Straßendienst, Müllabfuhr, Dienstleistungsbetriebe, öffentlicher 

Verwaltungsdienst, öffentlicher Kraftfahrlinien- und Schienenverkehr) und im Bereich 

der versorgungskritischen öffentlichen Infrastruktur (z.B. Strom- und 

Wasserversorgung) sowie Fahrten, die zur Abwendung von Schäden unbedingt 

notwendig und unaufschiebbar sind," 

2. Im § 4 wird das Datum „13. April 2020“ durch das Datum „26. April 2020“ ersetzt. 

 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft“ 

 

Verordnung des Landeshauptmannes von Tirol vom 20.03.2020 nach § 2 Z 2 COVID-19-MG, 

LGBl Nr 35/2020: 

„Auf Grund von § 2 Z 2 des Covid-19-Maßnahmengesetzes, BGBl I Nr. 12/2020, wird 

verordnet: 

§ 1 

(1) Zur Verhinderung der weiteren Verbreitung von COVID-19 ist das Betreten öffentlicher Orte 

im gesamten Landesgebiet nach Maßgabe der §§ 2 bis 5 unter Gewährleistung der 

Versorgungssicherheit und des freien Warenverkehrs für alle Gemeinden verboten. 

(…) 

§ 2 

(1) Österreichische Staatsbürger und Staatsangehörige anderer Staaten, die nicht über einen 

Wohnsitz in Tirol verfügen, haben das Landesgebiet unverzüglich zu verlassen, sofern sie nicht 
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einer beruflichen Tätigkeit zur Aufrechterhaltung von kritischer Infrastruktur oder der 

Versorgungssicherheit nachgehen. 

(2) Österreichischen Staatsbürgern und Staatsangehörigen anderer Staaten, die über einen 

Wohnsitz in Tirol verfügen und sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung nicht 

im Landesgebiet aufhalten, ist die Einreise gestattet. Dies gilt auch für Personen, die im 

Landesgebiet einer beruflichen Tätigkeit zur Aufrechterhaltung von kritischer Infrastruktur oder 

der Versorgungssicherheit nachgehen. 

(3) Österreichischen Staatsbürgern und Staatsangehörigen anderer Staaten, die nicht über 

einen Wohnsitz in Tirol verfügen, ist abweichend von Abs. 2 die Einreise in das Landesgebiet 

gestattet, wenn dies zur Besorgung wichtiger und unaufschiebbarer persönlicher 

Verpflichtungen (z.B. Begräbnis, Obsorgeverpflichtungen) unbedingt notwendig ist. 

(4) Österreichischen Staatsbürgern und Staatsangehörigen anderer Staaten, die über einen 

Wohnsitz im Landesgebiet verfügen und sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Verordnung im Landesgebiet aufhalten, ist das Verlassen des Landesgebietes untersagt; sie 

haben sich unverzüglich zu ihrem Wohnsitz zu begeben. Das Verlassen des Landesgebietes ist 

bei Vorliegen von triftigen Gründen zur Deckung von Grundbedürfnissen im Sinn des § 4 Abs. 

5 gestattet, zur Ausübung einer beruflichen Tätigkeit jedoch nur zum Zweck der 

Aufrechterhaltung von kritischer Infrastruktur oder der Versorgungssicherheit; diese 

Einschränkung gilt nicht für Personen, die zur Ausübung einer beruflichen Tätigkeit die 

Felbertauernstraße passieren müssen. 

(5) Abweichend von Abs. 1 bis 4 ist die Durchreise durch das Landesgebiet ohne Zwischenstopp 

auf der kürzest möglichen Route zulässig, sofern die Ausreise sichergestellt ist. 

(6) Als Wohnsitz im Sinn dieser Verordnung gelten der Hauptwohnsitz, der Nebenwohnsitz oder 

der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts im Landesgebiet. 

 

§ 3 

(1) Die Zufahrt zu und die Abfahrt aus den Gemeinden im Landesgebiet werden verboten. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für: 

a) (Einsatz-) Fahrten der Blaulichtorganisationen, 

b) Allgemeine Versorgungsfahrten durch Zulieferer (z.B. Lebensmitteltransporte) und 

Fahrten zur Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Daseinsvorsorge (z.B. 

Straßendienst, Müllabfuhr, Dienstleistungsbetriebe, öffentlicher Verwaltungsdienst, 

öffentlicher Kraftfahrlinien- und Schienenverkehr) und im Bereich der 

versorgungskritischen öffentlichen Infrastruktur (z.B. Strom- und Wasserversorgung), 

c) Fahrten zur Aufrechterhaltung der Gesundheitsfürsorge und Alten- und Krankenpflege, 

insbesondere individuell unaufschiebbare Fahrten (z.B. Dialyseversorgung, Bestattung 

nächster Angehöriger), und 

d) Fahrten aus triftigen Gründen zur Deckung von Grundbedürfnissen im Sinn des § 4 Abs. 

5. 

(3) Zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit und des freien Warenverkehrs ist das 

Durchfahren der Gemeinden im Landesgebiet erlaubt. 

 

§ 4 

(1) Das Verlassen des eigenen Wohnsitzes (§ 2 Abs. 6) ist verboten. 
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(2) Ausgenommen vom Verbot nach Abs. 1 ist das Verlassen des eigenen Wohnsitzes aus 

triftigen Gründen zur Deckung von Grundbedürfnissen. Das Verlassen des eigenen Wohnsitzes 

ist dabei auf ein zeitlich und örtlich unbedingt notwendiges Minimum zu beschränken. 

(3) Ab dem Verlassen des eigenen Wohnsitzes ist, abgesehen von Personen, die im 

gemeinsamen Haushalt leben, gegenüber anderen Personen ein Abstand von mindestens 

einem Meter einzuhalten. Bei der Benützung von Kraftfahrzeugen zu nicht privaten Zwecken, 

die außer dem Lenkplatz Plätze für mehr als vier Personen aufweisen, oder bei Benützung von 

öffentlichen Verkehrsmitteln ist ein Abstand von mindestens einem Meter gegenüber anderen 

Personen einzuhalten. 

(4) Beim Verlassen des eigenen Wohnsitzes aus triftigem Grund zur Deckung von 

Grundbedürfnissen ist das Überschreiten der Grenze des jeweiligen Gemeindegebietes 

verboten. Ein Übertreten der Grenzen des Gemeindegebietes zu dem im § 3 Abs. 2 lit. d 

genannten Zweck ist nur dann zulässig, wenn nachweislich die Grundbedürfnisse nicht 

innerhalb der Grenzen des Gemeindegebietes gedeckt werden können. Dies ist im Falle von 

Kontrollen durch die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes glaubhaft zu machen. 

(5) Triftige Gründe zur Deckung von Grundbedürfnissen, die ein Verlassen des eigenen 

Wohnsitzes rechtfertigen, sind die Ausübung beruflicher Tätigkeiten, die Inanspruchnahme 

medizinischer und veterinärmedizinischer Versorgungsleistungen (z.B. Arztbesuch, 

medizinische Behandlungen, Therapie), sonstige Handlungen zur Versorgung der 

Grundbedürfnisse (z.B. Lebensmitteleinkauf, Gang zur Apotheke oder zum Geldautomat, 

Besuch bei Alten, Kranken oder Menschen mit Einschränkungen in ihrem jeweiligen privaten 

Bereich) und Handlungen zur Versorgung von Tieren. Diese triftigen Gründe sind im Falle von 

Kontrollen durch die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes glaubhaft zu machen. 

(…) 

§ 7 

(1) Diese Verordnung tritt mit 21. März 2020 in Kraft, soweit in den Abs. 2, 3 und 4 nicht 

anderes bestimmt wird. 

(…) 

(5) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des 13. April außer Kraft.“ 

 

 

III. Erwägungen: 

 

Im vorliegenden Beschwerdefall geht es im Kern um den Antrag einer juristischen Person auf 

Vergütung für den Verdienstentgang nach § 32 Abs 1 Z 7 EpiG im Zusammenhang mit 

Verkehrsbeschränkungen nach § 24 EpiG. Mittlerweile wurde vom Verwaltungsgerichtshof 

geklärt, dass in diesem Fall bereits dem Grunde nach kein Vergütungsanspruch für juristische 

Personen besteht.  

 

Ein Anspruch auf Vergütung von Verdienstentgang nach § 32 Abs 1 Z 7 EpiG knüpft nämlich 

daran an, dass Personen durch die Verhängung von Verkehrsbeschränkungen nach § 24 EpiG, 

weil sie in dem davon betroffenen Epidemiegebiet aufhältig sind oder am Betreten dieses 

Gebiets beschränkt werden, einen Verdienstentgang erleiden. § 32 Abs 1 Z 7 EpiG begründet 

damit für jene einen Anspruch auf Vergütung von Verdienstentgang, die durch eine nach § 24 

EpiG erlassenen Maßnahme beschränkt werden und dadurch einen Verdienstentgang erleiden. 

Nach § 24 EpiG hatte die Bezirksverwaltungsbehörde – sofern dies im Hinblick auf Art und 

Umfang des Auftretens einer meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren 
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Weiterverbreitung unbedingt erforderlich ist – Verkehrsbeschränkungen "für die Bewohner von 

Epidemiegebieten" zu verfügen. Ebenso konnten Beschränkungen für den Verkehr "mit den 

Bewohnern solcher Gebiete" von außen angeordnet werden. Von auf dieser Grundlage 

verordneten Verkehrsbeschränkungen können daher bereits nach dem insoweit klaren 

Wortlaut nur natürliche Personen, nämlich die Bewohner von Epidemiegebieten, oder 

Personen, die am Betreten eines Epidemiegebiets gehindert werden, erfasst sein. Diese – 

materiell auf § 24 EpiG gestützten – Verordnungen der Bezirksverwaltungsbehörde betrafen 

juristische Personen als auf Grundlage von § 24 EpiG erlassene verkehrsbeschränkende 

Maßnahmen daher schon von vornherein nicht, weshalb bei juristischen Personen auch ein 

eigener Anspruch auf Vergütung von Verdienstentgangs nach § 32 Abs 1 Z EpiG ausscheidet 

(grundlegend VwGH 19.06.2023, Ra 2023/09/0023; vergleichbare Fälle betreffend auch VwGH 

17.08.2023, Ra 2023/09/0048; 07.09.2023, Ra 2023/09/0077; 07.09.2023, Ra 

2023/09/0085). 

 

Im Ergebnis kann daher auch dahingestellt bleiben, ob sich die Verordnungen Nr 186/2020 

und 235/2020 der Bezirkshauptmannschaft zurecht auf § 2 Z 3 des COVID-19-MG stützen 

können oder, ob sie aufgrund des § 24 EpiG erlassen wurden. In beiden Fällen resultiert aus 

den damit verbundenen Erwerbsminderungen kein Vergütungsanspruch für die 

Beschwerdeführerin iSd § 32 Abs 1 EpiG.  

 

Der Vollständigkeit halber wird abschließend festgehalten, dass sich die Verordnungen Nr 

118/2020 und 196/2020 der Bezirkshauptmannschaft auf § 15 EpiG stützen und die 

Verordnung LGBl Nr 35/2020 des Landeshauptmannes auf § 2 Z 2 des COVID-19-MG, sodass 

in beiden Fällen unbestritten kein Vergütungsanspruch gemäß § 32 Abs 1 EpiG zusteht. 

 

Die Beschwerde erweist sich daher als unbegründet und ist abzuweisen. 

 

 

IV. Zum Entfall der mündlichen Verhandlung:  

 

Gemäß § 24 Abs 4 VwGVG konnte das Landesverwaltungsgericht ausnahmsweise von der –

seitens der Beschwerdeführerin beantragten – Verhandlung absehen, weil der maßgebliche 

Sachverhalt unstrittig ist und lediglich Rechtsfragen zu klären waren. Die Schriftsätze der 

Parteien und die Akten des Verfahrens lassen erkennen, dass die mündliche Erörterung eine 

weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und dem auch Art 6 Abs 1 EMRK nicht 

entgegensteht (vgl die Entscheidung des EGMR vom 02.09.2004, 68.087/01 

[Hofbauer/Österreich], wo der Gerichtshof unter Hinweis auf seine frühere Rechtsprechung 

dargelegt hat, dass die Anforderungen von Art 6 EMRK auch bei Unterbleiben einer mündlichen 

Verhandlung oder überhaupt jegliche Anhörung [im Originaltext „any hearing at all“] erfüllt 

sind, wenn das Verfahren ausschließlich rechtliche oder „technische“ Fragen betrifft und in 

diesem Zusammenhang auch auf das Bedürfnis der nationalen Behörden nach zweckmäßiger 

und wirtschaftlicher Vorgangsweise verwiesen hat, vgl dazu auch das Erkenntnis des VwGH 

vom 29.04.2015, Ro 20015/08/0005). Für die vorliegende Entscheidung waren ausschließlich 

Rechtsfragen in Bezug auf § 32 EpiG maßgeblich. Diese wurden – wie dargelegt – in der 

höchstgerichtlichen Judikatur (inzwischen) geklärt, weshalb von deren Erörterung in einer 

mündlichen Verhandlung abgesehen werden konnte.  
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V. Unzulässigkeit der ordentlichen Revision: 

 

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu 

beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche 

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt 

es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. 

Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 

Rechtsfrage vor. 

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

 

 

Soweit die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof in Wien für zulässig erklärt 

worden ist, kann innerhalb von sechs Wochen ab dem Tag der Zustellung dieser Entscheidung 

eine ordentliche Revision erhoben werden. Im Fall der Nichtzulassung der ordentlichen Revision 

kann innerhalb dieser Frist nur die außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof 

erhoben werden. 

Wenn allerdings in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache eine Geldstrafe 

von bis zu Euro 750,00 und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und im Erkenntnis 

eine Geldstrafe von bis zu Euro 400,00 verhängt wurde, ist eine (ordentliche oder 

außerordentliche) Revision an den Verwaltungsgerichthof wegen Verletzung in Rechten nicht 

zulässig. 

Jedenfalls kann gegen diese Entscheidung binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde 

an den Verfassungsgerichtshof, Freyung 8, 1010 Wien, erhoben werden. 

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer 

bevollmächtigten Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen und es ist eine Eingabegebühr 

von Euro 240,00 zu entrichten. Die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist direkt bei 

diesem, die (ordentliche oder außerordentliche) Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist 

beim Verwaltungsgericht einzubringen. 

Es besteht die Möglichkeit, für das Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof und 

für das Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof Verfahrenshilfe zu beantragen. 

Verfahrenshilfe ist zur Gänze oder zum Teil zu bewilligen, wenn die Partei außerstande ist, die 

Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts zu 

bestreiten bzw wenn die zur Führung des Verfahrens erforderlichen Mittel weder von der Partei 

noch von den an der Führung des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht werden 

können und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar 

mutwillig oder aussichtslos erscheint. 

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof ist der Antrag auf 

Verfahrenshilfe innerhalb der oben angeführten Frist beim Verfassungsgerichtshof 

einzubringen. Für das Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist der Antrag auf 

Verfahrenshilfe innerhalb der oben angeführten Frist im Fall der Zulassung der ordentlichen 
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Revision beim Verwaltungsgericht einzubringen. Im Fall der Nichtzulassung der ordentlichen 

Revision ist der Antrag auf Verfahrenshilfe beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen; dabei 

ist im Antrag an den Verwaltungsgerichtshof, soweit dies dem Antragsteller zumutbar ist, kurz 

zu begründen, warum entgegen dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für 

zulässig erachtet wird. 

Zudem besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die 

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Ein solcher Verzicht hat zur Folge, 

dass eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof und eine Beschwerde an den 

Verfassungsgerichtshof nicht mehr erhoben werden können. 

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

Mag. Spielmann 

(Richter)


